
„Die Befreiung der Arbeiterklasse muss die Tat der Arbeiter selbst sein.“ – Karl Marx

Fundamentalisten gegen Frauenrechte am Obersten US-Gerichtshof

Am 24. Juni haben die Richter:innen des Obersten Gerichtshofs der USA ein Urteil aus dem Jahr 1973
aufgehoben,  das  das  Recht  auf  Abtreibung  im gesamten  Land  garantierte.  Dass  das  Recht  von
Frauen, über ihren Körper selbst zu entscheiden – ein Recht, das durch viele Kämpfe erreicht wurde –
in Frage gestellt  wird, ist leider nichts Neues (z. B. in Polen). Dass nun aber das mächtigste und
angeblich modernste Land der Welt an der Reihe ist, ist ein gefährliches Signal für die Frauen der
ganzen Welt und insbesondere für Frauen aus den unteren Klassen.

Sechs Richter:innen und mächtige Lobbys
Diese  Abschaffung  des  Rechts  auf  Schwanger-
schaftsabbruch, die vom Obersten Gerichtshof mit 6
zu 3 Stimmen beschlossen und von Trump als „Got-
tes Wille“ gefeiert wurde, ist nicht nur das Werk die-
ser reaktionären Richter:innen. Von den 50 Bundes-
staaten der USA hatten 13 bereits ihre Verbotsgeset-
ze vorbereitet und warteten nur noch auf das Dekret
des Obersten Gerichtshofs um sie umzusetzen. Wei-
tere könnten folgen. Texas war im September 2021
mit einem sogenannten „Herzschlag“-Gesetz vorge-
prescht,  das Abtreibungen ab der siebten Schwan-
gerschaftswoche verbietet – eine Frist, die den Ab-
bruch in den meisten Fällen unmöglich macht. Was
den Obersten Gerichtshof betrifft, so hatte der einen
Tag vorher das Tragen von Waffen auf den Straßen
von New York erlaubt, um die mächtige Waffenlobby
zufrieden zu stellen.  Dabei  gab es in den USA im
letzten Jahr 700 Amokläufe mit Schusswaffen. Tolle
Verteidiger:innen des „Rechts auf Leben“!

Frauen aus den unteren Klassen sind die ersten Opfer
Apple oder die Morgan Bank haben angekündigt, sie
würden ihren Angestellten die Fahrtkosten finanzie-
ren, wenn diese für einen Schwangerschaftsabbruch
in einen anderen Bundesstaat fahren müssten. Woll-
ten sie damit fortschrittlicher erscheinen? Oder geht
es  darum,  dass  das  Abtreibungsverbot  laut  einer
Studie die US-Wirtschaft jährlich über 105 Millionen
Dollar  kosten  würde,  wegen  der  Komplikationen,
wenn nicht  sogar  Todesfällen,  bei  illegalen  Abbrü-
chen? Wie immer sind es Frauen aus den unteren
Klassen, die die Folgen dieser Angriffe am härtesten
zu spüren bekommen, die prekären mit den niedrigs-
ten Löhnen oder ganz ohne Job.

Die Heuchelei der regierenden „Demokraten“
Biden empört sich, gibt sich aber hilflos. Seine einzi-
ge  Lösung:  Das  Recht  auf  Abtreibung  zu  einem
Wahlkampfargument der Demokraten bei den anste-
henden  Zwischenwahlen  zu  machen,  nachdem  er
die  Protestierenden  dazu  aufgerufen hat,  Ruhe zu

bewahren.  Glücklicherweise  wurde  er  nicht  erhört
und die Proteste nahmen zu! Weitere Proteste sind
schon geplant.
Auch in Deutschland wird Abtreibung nach wie vor
kriminalisiert. Selbst wenn die Ampel nun endlich das
sogenannte  „Werbeverbot“  für  Abtreibungen  abge-
schafft  hat,  sodass  Ärzt:innen  über  Schwanger-
schaftsabbrüche  umfassend  informieren  dürfen,
bleibt der § 218 in Kraft, der noch aus der Zeit des
Kaiserreichs stammt! Abbrüche sind demnach verbo-
ten, aber – unter bestimmten Umständen – straffrei.
Diese  verlogene  Regelung  führt  u.  a.  dazu,  dass
Krankenkassen die Kosten nicht übernehmen dürfen.
Der § 218 gehört endlich abgeschafft!

Soziale  Rückschritte  und  reaktionäre  Ideen  be-
kämpfen
In der letzten Woche hat derselbe Oberste Gerichts-
hof  die  Möglichkeiten  der  US-amerikanischen  Um-
weltbehörde beschnitten, klimaschädliche Treibhaus-
gase zu beschränken. Auch hier im Fahrwasser der
reaktionärsten  Klimawandelleugner:innen  und  im
Dienst der Energiekonzerne, die nun nach Herzens-
lust weiter Kohlenstoff verbrennen und mit Umwelt-
verschmutzung Profit machen können.
Nicht nur in den USA sind rechte Kräfte in der Offen-
sive. Es sind oft dieselben Kräfte, die den Klimawan-
del  leugnen,  die  rassistische  Hetze  betreiben  und
Abtreibungen  bekämpfen.  In  der  AfD zum Beispiel
finden auch die selbsternannten „Lebensschützer:in-
nen“ eine politische Heimat.

Gegen all  diese Verfechter:innen rückwärtsgewand-
ter Ideen und gegen den sozialen Rückschritt  kön-
nen wir uns durch die vielen Tausenden Demonstrie-
renden insbesondere Frauen und queere Menschen
-  nur bestärkt fühlen, die in zahlreichen Städten der
USA auf die Straße gehen, um gegen die Entschei-
dungen des Obersten Gerichtshofs zu protestieren.
Erinnern wir uns daran, dass es in den letzten Jah-
ren  Massendemonstrationen  und  der  Kampf  von
Frauen waren, die das Recht auf Abtreibung in Ar-
gentinien oder in Irland erkämpft haben!
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Von Kolleg_innen für Kolleg_innen...

Strange Things
Zum Thema der  Störungen  bei  der  S-Bahn  wurde
festgestellt,  dass es dieses  Mal  nicht  am Personal
liegt. Weil… davon ist genug da!
Klar, ab 20 Grad spielt einfach alles verrückt, normal.

Verdeckte Ermittlungen
Was ist  davon zu halten,  dass  die  S-Bahn  wieder
hinter verschlossenen Türen Arbeitsgruppen organi-
siert  mit  Leuten,  die  sie  sich  aussuchen,  zu  allen
möglichen  Themen  zum  laufenden  Geschäft  im
Fahrbetrieb?  Bei  „Zielscheibe  Tf“  lief das  auch  so
und aus dem Versprechen, Tf könnten aktiv mitge-
stalten ist nix geworden, auf die Forderungen ist kei-
ne Rücksicht genommen worden.
Solche Art Arbeitsgruppen dienen schnell mal  dazu,
Verschlechterungen  einen  rosa  pseudo-demokrati-
schen Anstrich zu verpassen.
Vorsicht!

Die Schuld der Deutschen Bahn
ReportMainz berichtet,  dass gleich nach dem tödli-
chen Eisenbahnunfall letztens bei Garmisch-Parten-
kirchen Lokführer  das Gleis im Verdacht  hatten.  In
whatsApp-Chats tauschten sie sich aus: "Wir wissen
alle in welchem Zustand diese Strecke ist …" In der
Reportage wird der Brandbrief mehrerer Anlagenver-
antwortlicher von 2019 an das Management der  DB
zitiert,  in  dem sie  vor  Risiken im Streckennetz  ge-
warnt haben. Jeder kennt hunderte solcher Erzählun-
gen.  Wenn  Risse  in  den  Schwellen  nicht  erkannt
werden, dann hat das was mit krassen Mängeln bei
der  Bahnsicherheit  zu tun.  Dass die  DB so weiter
macht  und  weiter  alles  dem  Spardiktat  unterwirft,
heißt dass sie vorsätzlich handeln. Wie kann das an-
ders werden? Durch personelle Änderungen  an der
Spitze  der  DB und  den  nächsten Masterplan  von
Wissing?  Oder  durch  öffentlichen  Druck  der
Bahner:innen?  Die  richtigen  Fragen  bringen schon
die richtige Antwort.

Frostbeulen  und  Backofenvorheizer  vereinigen
wir uns für höhere Löhne!
Preise steigen, 9 Euro Ticket läuft (...bald aus), der
Weg zur Arbeit wird immer teurer und was sagt die
Firma  dazu?  Irgendein  Entgegenkommen?  Nö,  für
die Chefetage der S-Bahn ist das kein Thema. Sollen
das doch die Tarifpartner richten und wegen der lan-
gen  Laufzeiten  der  Tarifverträge  wird  frühestens
Ende 2023 was draus…? Wäre ja auch sehr verwun-
derlich, wenn von denen was nettes käme. Schlech-
ter Ruf verpflichtet.
Machen wir uns also an unsere Forderungen:  zum
Beispiel  sofortige  Teuerungszulage,  Lohnerhöhung
mindestens 6 % oberhalb der Inflationsrate, min-
destens 400 € bis 500 € monatlich mehr, maxima-
le Laufzeit der Tarifverträge 12 Monate. Passt?

Kein konzertiertes Stillhalten!
Am  Montag  sind  Gewerkschaften  und  Unterneh-
mensverbände  der  Einladung  von  Kanzler  Scholz
zum Plausch gefolgt. Schon im Vorfeld gab es war-
me  Worte  und  Scholz  sprach  davon,  man  müsse
„sich unterhaken und zusammenhalten“. Wer soll da
zusammenhalten? Die Arbeitenden, deren Kaufkraft
durch die Inflation sinkt ... mit den Unternehmen, die
mehr Profite machen als jemals zuvor?!  Die Gewin-
ne der DAX-Konzerne sind im ersten Quartal um 21
% gegenüber  2021  angestiegen!  Die  Propaganda-
maschinerie läuft also auf Hochtouren: durch Einbin-
dung  der  Gewerkschaften  sollen  die  Arbeitenden
zum  Stillhalten  und  zu  Verzicht gebracht  werden.
Das Gegenteil ist nötig!  Man kann sich z.B. an den
21 % der DAX-Konzerne orientieren. Und um Lohn-
steigerungen durchzusetzen heißt es in der Tat „uns
unterhaken und zusammenhalten“ – wir Arbeitenden
gegen die Konzerne, im Streik!

Frankreich: Streik für Lohnerhöhungen
Am 6. Juli haben landesweit Kolleg:innen der SNCF
gestreikt.  Bei  der  S-Bahn Paris  fuhr  nur  die  Hälfte
der Züge,  bei  Regio  und Schnellzügen  fielen man-
cherorts 30% aus. Schon im Juni hatte es drei Streik-
tage  gegeben.  Die  Stimmung  ist  so  aufgebracht,
dass vor diesem neuen Streik lokal vereinzelt wilde
Streiks  losgingen, wie zum Beispiel in Saint-Lazare
in  Paris.  Da  haben  die  Lokführer:innen  erst  super
spät ihren Plan für den Sommer bekommen und eine
neue Software bringt kurzfristige Änderungen in den
Fahrplan,  was  Folgen für  das Privatleben  hat.  Am
Morgen des 29. Juni war in den WhatsApp-Gruppen
zu lesen: „Heute fahren wir nicht“. Die Konsequenz
war ein kurzer wilder Streik mit Folgen. Die Betriebs-
leitung hat natürlich versucht, mit rechtlichen Mitteln
zu drohen, musste dann aber doch einen Kompro-
miss anbieten. Die Bahner:innen sind nicht die einzi-
gen in Frankreich,  die für bessere Löhne kämpfen,
und hier und da schon streiken, wie z.B. die Feuer-
wehr am Flughafen Charles de Gaulle.

Großbritannien: Größter Streik seit 30 Jahren
Die Eisenbahner:innen von Network Rail und ande-
ren Eisenbahngesellschaften haben landesweit Ende
Juni drei Tage massiv gestreikt: Mehr als 40.000! Sie
haben  gegen  die  Verschlechterung  ihrer  Arbeits-
bedingungen protestiert  und fordern  angesichts der
Rekordinflation von mehr als 9 % Lohnerhöhungen
und Sicherung der Renten. Während Premierminister
Johnson ein Gesetz zum Angriff auf das Streikrecht
fordert sind die Eisenbahner:innen entschlossen, ihre
Mobilisierung fortzusetzen und auf andere Sektoren
wie Royal  Mail  (Post),  Telekommunikation,  Bildung
und Gesundheit auszuweiten.
Ein "Sommer der Unzufriedenheit", der auch außer-
halb Großbritanniens auf Nachfolger stoßen könnte.
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